
 

 

Ungleichheitsperzeptionen und Medien 

Was bewirkt politische Kommunikation? 

Ursula Dallinger 

Beitrag zur Ad-hoc-Gruppe »Die soziale Formierung subjektiver Prekarität: Soziologische 

Wahrnehmungsforschung im Spannungsverhältnis von Struktur und Individuum« 

1 Einleitung 

In Öffentlichkeit und Sozialwissenschaften erhält das nur ungefähre Wissen der BürgerInnen über 

ökonomische Ungleichheiten viel Aufmerksamkeit (Rudzio 2016; Altmann et al. 2018). Die Wahrneh-

mung der Armutsquote, der Vermögensungleichheit, der Einkommen oben und unten in der Berufs-

hierarchie etc. decken sich nicht mit den Fakten (Kenworthy, McCall 2008; Norton, Ariely 2011; Engel-

hardt, Wagener 2014, 2018; Gimpelson, Treisman 2015). Wenn aber die Ungleichheitsentwicklung und 

deren Ursachen nur vage bekannt ist, könne auch die Nachfrage der BürgerInnen nach redistributiver 

Politik kaum sachgerecht sein (Niehues 2014). „Die Deutschen wollen viele Einkommen niedriger be-

steuern und Vermögen umverteilen. Was aber sind ihre Wünsche wert, wenn sie die Wirklichkeit nicht 

kennen?“ (Altmann et al. 2018). 

Angesprochen ist hier die Entstehung der politischen Nachfrage nach „Umverteilung“, ein Kürzel für 

politische Programme, die egalisierend wirken wie etwa Mindestlohn, progressive Steuern oder 

Grundsicherung. Der klassische polit-ökonomische Ansatz erklärte Einstellungen zu Umverteilung aus 

den Ungleichheitsstrukturen: Bei steigender wirtschaftlicher Ungleichheit ziehen die Einkommen 

Wohlhabender nach oben davon, während untere Soziallagen und auch die Mittelschicht abrutschen. 

Wenn die Mitte ebenfalls Umverteilung fordert, kann sie als wahlentscheidende Mehrheit umvertei-

lende Politik durchsetzen, was dem Prekariat allein nicht gelingt. Kritisiert wird seit Langem, dass das 

Modell ausblendet, wie Ungleichheit und politisches Handeln vermittelt sind. Denn erst politische In-

stitutionen und Wahrnehmungen entscheiden, ob Unzufriedenheit oder Reformforderungen laut 

werden oder nicht. Menschen nehmen weniger, aber auch mehr Ungleichheit wahr, als es sie faktisch 

gibt. Beide Richtungen sind wichtig, um einzuschätzen, wie Wahrnehmungen die politische Nachfrage 

beeinflussen. Manche betonen lediglich überzogen wahrgenommene Ungleichheit (Niehues 2014; 

Hüther, Diermeyer 2019); aber auch „verharmloste“ Ungleichheit hat Effekte (Trump 2018). 
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Dass Perzeptionen – auch verzerrte – handlungsrelevant sind, ist eigentlich für die Soziologie ver-

trautes Terrain. Die Einsicht in die Handlungsrelevanz von Perzeptionen, die das Thomas-Theorem1 

verbreitet hat, bewegt jedoch aktuell eher die Ökonomie zu einer Fülle an Studien zu Ungleichheits-

wahrnehmung (siehe Kap. 2). Sie sind meist deskriptiv und begreifen Informationsmangel als Defizit, 

nicht als soziales Phänomen (Kap. 2.1). Die Soziologie verfügt hingegen über spezifische Konzepte zu 

Ungleichheitsperzeptionen, etwa den Begriff der fiscal illusions. Wegener (1987) beschrieb damit die 

Tendenz, sich selbst in der Mitte der Sozialhierarchie einzustufen, obgleich dies objektiven Statuskrite-

rien nicht entspricht. Hochschild (2000) macht auf factual misperceptions aufmerksam. Die Politikwis-

senschaften thematisieren mit political ignorance, dass WählerInnen erstaunlich ungenaue Vorstellun-

gen über politische Sachverhalte haben, was Bartels (2008) im Bereich der Steuerpolitik zeigt: Die brei-

te, bis in die Unterschicht reichende Unterstützung der allein für Reiche vorteilhaften Steuerreformen 

unter Bush spricht für den Einfluss politischer Kommunikation zu Schaffung von Akzeptanz. 

Die Wahrnehmung wirtschaftlicher Ungleichheiten und welche Konsequenzen sich für „nötige“ 

politische Reaktionen ergeben, dürfte durch Medien beeinflusst sein. Insbesondere summarische Ur-

teile wie „Die Ungleichheit in Deutschland ist zu groß“ kommen vermittelt durch Massenmedien zu-

stande. Sie liefern „Bilder“ (Lippman 1964) etwa über den Umfang an Armut oder die Lohnentwick-

lung. Die Rolle der Medien bei der Entstehung von Ungleichheitsperzeptionen ist wenig erforscht. Die-

ser Beitrag fragt daher: Wie beeinflussen Medien die verteilungspolitische Nachfrage?  

An der „Übersetzung“ objektiver Ungleichheit in Präferenzen für egalisierende Politik ist politische 

Kommunikation beteiligt. Der Beitrag stützt sich einerseits auf Zallers (1992) Modell der Präferenzfor-

mation durch die von Medienberichterstattung verfügbar gemachten Rahmen und Informationen. 

Andererseits nutzen Akteure aus Parteien und Interessenverbänden, Kirchen und Zivilgesellschaft die 

Vorläufigkeit von Einstellungen zu policy issues und praktizieren crafted talk (Jacobs, Shapiro 2000), um 

Unterstützung zu generieren. Politische Akteure versuchen in politischer Kommunikation Benen-

nungsmacht auszuüben (Bourdieu 1985). Inwieweit das gelingt, untersucht das vorliegende Paper 

empirisch mit Experimenten zu einem Wirtschaftsframe mit einer liberalen Programmatik, einem 

Frame zu gesellschaftlichem Zusammenhalt und ein Priming-Experiment prüft Agenda-Setting. Mode-

ratorenanalysen bieten einen Blick auf die unterschiedliche Erreichbarkeit sozio-ökonomischer Grup-

pen für Medieninhalte.  

2 Stand der Forschung 

Die perzipierte Ungleichheit ist erstaunlich ungenau. Da aber die wahrgenommenen Fakten politisches 

Handeln bestimmen, wandte sich sozialwissenschaftliche Forschung diesen vermehrt zu. Es handelt 

sich um „sincerely held beliefs about factual states of affairs“ (Zaller 1992, S.22), die auch Informatio-

nen nicht einfach ändern (Kuklinski et al. 2000). So fallen geschätzte und objektive Armutsquote aus-

einander (Gimpelson, Treisman 2015). Die geschätzte und die faktische Entlohnung von ManagerInnen 

wie auch von einfachen ArbeiterInnen differieren, wobei die Löhne einfacher ArbeiterInnen meist 

überschätzt werden. ManagerInnengehälter hingegen werden eher geringer, als sie faktisch sind, ge-

schätzt (Kelley, Evans 1993). Auch die eigene Einkommensposition wird verzerrt wahrgenommen: Be-

fragte der Dezile unterhalb der Mitte stufen sich höher, Befragte der Dezile oberhalb der Mitte stufen 

                                                           
1 „If men define things as real, they are real in their consequences“ (Thomas 1928).  
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sich weiter unten ein, als es ihrer objektiven Einkommensposition entspricht (Cruces et al. 2014; En-

gelhardt, Wagener 2018; Bublitz 2016). Resultat ist ein Trend zur Mitte (Wegener 1987), der Einkom-

mensdiskrepanzen subjektiv schrumpfen lässt. 

Bei der Bewertung der Gesellschaft dominiert die gegenteilige Tendenz. Befragte geben mehrheit-

lich an, die meisten Menschen lebten in Deutschland – objektiv eine Mittelschichtgesellschaft – in den 

beiden unteren Dezilen nahe oder unter der Armutsschwelle (Niehues 2014). BürgerInnen der Nieder-

lande oder der Schweiz – ebenfalls Mittelschichtgesellschaften – stufen ihre Länder hingegen realis-

tisch ein. Bei der Vermögensverteilung wird deren Konzentration am oberen Ende unterschätzt. So ist 

das Urteil, wen höhere Vermögenssteuern betreffen, verzerrt (Bartels 2008; Norton, Ariely 2010). Die 

Steuerbelastung wird unpräzise perzipiert: Die von Haushalten mit geringen Einkommen gezahlten 

Steuern werden über-, die von Haushalten mit hohen Einkommen gezahlten Steuern unterschätzt 

(Niehues 2019). 

Das Interesse der Ökonomie für Ungleichheitsperzeptionen hat mit dem vermuteten Einfluss auf 

die politische Nachfrage zu tun: Mehr Ungleichheit zu sehen, als faktisch existiert, steigere die Umver-

teilungswünsche (Engelhardt, Wagener 2014; Niehues 2014, 2016; Diermeier et al. 2017; Thomas et al. 

2018). Der Nachweis der Folgen verzerrter Perzeptionen für die politische Nachfrage wie auch für die 

tatsächlichen Sozialausgaben ist allerdings methodisch schwach, da die verwendeten Indikatoren so-

wohl für Umverteilungspräferenzen als auch die Höhe der Sozialausgaben fragwürdig sind. Letztere 

sind primär Resultat demografischer Trends und ein schwaches BIP, erstere sind diffus gemessen. 

Insgesamt sind die Resultate neuerer Forschung zu Ungleichheitsperzeptionen disparat. Biases 

sind aber nicht zu leugnen. Die neueren ökonomischen Beiträge sind rein deskriptiv, Erklärungen für 

Bias fehlen weitgehend. So wird zwar experimentell die falsche Selbsteinstufung Befragter in der Mitte 

der Einkommensverteilung mit Informationen über die tatsächliche eigene Einkommensposition kor-

rigiert, was erwartungsgemäß die Akzeptanz von Umverteilung in oberen Einkommensgruppen senkt 

(Bublitz 2016; Karadja et al. 2017; Engelhardt, Wagener 2018), aber Bias nicht erklärt. 

Dagegen bieten sozialpsychologische Ansätze zu sozialem Vergleich Erklärungen für den Trend zur 

Selbsteinstufung in der Mitte der Sozialhierarchie (Eder et al. 2017; Fatke 2018). Danach streben Men-

schen nach Spannungsvermeidung und Anerkennung. Zudem erkennen sie den eigenen Status durch 

soziale Vergleiche (Festinger 1952) und wählen selektiv ihre Vergleichsgruppen. Um ein „günstiges 

Resultat“ zu erzielen, werden Reiche oder Statushöhere ausgeblendet (Condon, Wichowsky 2018). 

Studien zu sozialem Vergleich manipulieren experimentell die subjektive Einkommensposition, indem 

sie gezielt Deprivationsgefühle oder den Eindruck zu den VerliererInnen zu gehören fördern. In Expe-

rimenten werden Teilnehmenden randomisiert Gruppen zugewiesen, sie nehmen an Investitionsspie-

len oder Leistungstests teil und erhalten dann von der Versuchsleitung ein false feedback zu ihrem 

Erfolg oder Misserfolg, um sie zu veranlassen, sich als GewinnerIn oder VerliererIn zu sehen (Brown, 

Iannuzzi 2015; Payne 2018). Gewinner- und Verlierergruppe unterscheiden sich in ihren sozialpoliti-

schen Präferenzen, denn beide Gruppen differieren in der Nachfrage nach sozialer Sicherung. 

Sozialpsychologisch argumentiert auch die These der Systemrechtfertigung. Menschen passten 

sich höherer Ungleichheit an, indem sie Ungleichheit unterschätzen bzw. nicht negativ bewerten 

(Trump 2018). In Deutschland ist Systemrechtfertigung empirisch allerdings nicht in Sicht, da wesent-

lich mehr Befragte ihr Land als ungerecht kritisieren als noch vor 10 Jahren (Dallinger 2018; Sachweh, 

Sthamer 2018; Carcati-Cioldi 2019). Auch mediale Berichterstattung könnte Abstiegsangst und diffuse 

Bedrohung fördern und erschweren, sich in mittleren Statuslagen aufgehoben zu sehen. 
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2.1 Medien und Ungleichheitsperzeptionen 

Wie Medien Ungleichheitsperzeptionen beeinflussen, untersuchen Agenda-Setting, Priming und 

Framing-Forschung auf unterschiedliche Weise. Diermeier et al. (2017; Thomas et al. 2018) knüpfen an 

Agenda-Setting an. Mit Daten zur Intensität von Medieninhalten mit Ungleichheitsbezug in der Zeit vor 

dem Interview und Daten aus dem SOEP zu Perzeptionen zeigen sie, dass eine intensivere Bericht-

erstattung einhergeht mit mehr Befragten, die mangelnde Gerechtigkeit in Deutschland beklagen. Der 

Effekt tritt umso eher ein, je mehr Tage berichtet wurde. Häufigere Medienberichte erzeugen auch 

andauernde Kritik an (Un-)Gerechtigkeit, der Effekt ist keineswegs flüchtig. Unbekannt ist, ob Befragte 

mit dieser Einschätzung tatsächlich Medieninhalte mit Ungleichheitsbezug rezipierten. Die individuelle 

Medienrezeption bleibt vage. Zudem verwendet die Studie lediglich Proxys für wahrgenommene Un-

gleichheit: die Zufriedenheit mit der Gerechtigkeit und die perzipierte Wirtschaftslage. 

Medieneffekte aufzuspüren, indem man die Intensität der Medienberichterstattung in der Zeit vor 

dem Interview mit Daten zu (sozial-)politischen Einstellungen verknüpft, ist in der Agenda-setting-

Forschung gängig (Schlüter, Davidov 2013). Aber ob die Medienberichte tatsächlich „discursive trig-

gers“ für individuellen Einstellungswandel sind (Czymara, Dolchow 2018, S.381), ist schwer zu sagen, 

ohne Wissen zur individuellen Medienrezeption unsicher. Auch bleiben Medieneffekt inhaltlich unbe-

stimmt, wenn allein die Häufigkeit von Themen betrachtet wird (Maurer 2010). 

Priming kommt den Medieninhalten näher. Es setzt auf unbewusste Meinungsbildung durch 

„Hinweise“ (Bilder, Begriffe, Bezüge zu Parteien), die Medien verfügbar machen. Klassisches Thema ist 

der unbewusste Einfluss von Bildern von Schwarzen als EmpfängerInnen sozialstaatlicher Transferleis-

tungen auf die Akzeptanz des Sozialstaats (Gilens 1996, 2000; Harell et al. 2016). Studien zu Priming-

Effekten bei der Wahrnehmung von Ungleichheit liegen bisher nicht vor. Ankereffekte zielen aber ähn-

lich auf unbewussten Einfluss auf die Kognition der Einkommensverteilung. Bereits die numerische 

Darstellung mit absoluten Zahlen oder Prozentwerten wirkt (Erikson, Simpson 2012). Priming dürfte 

auch von Schlüsselbegriffen (die sich öffnende Schere) in Ungleichheitsdebatten ausgehen. Der Schritt 

von Priming zu Framing ist fließend (Entman 2000; Maurer 2016). Letztes untersucht die bewusste 

politische Meinungsbildung unter dem Einfluss medial verfügbar gemachter Rahmen. Gemeinsam ist 

allen Ansätzen die Vorstellung, dass durch die Medien oder im Experiment bestimmte Aspekte verfüg-

bar gemacht und Erwägungen aktiviert werden, die einen messbaren Wandel politscher Einstellungen 

hervorrufen. 

Framing-Forschung wendet sich spezifischen Darstellungsweisen in den Medien zu und erschließt 

deren Effekte in Experimenten. Rahmen werden gemäß medialer oder fachlicher Debatten rekonstru-

iert (Kangas et al. 2013; Görres et al. 2020); seltener stützt man sich auf empirische Medienanalysen 

(Schuck, deVreese 2004). Der Einfluss von Rahmen wird nicht wie bei Agenda-Setting aus der Häufig-

keit abgeleitet, sondern aus deren Inhalt. Man erhält durch Framingstudien einen genaueren Blick auf 

Rezeptionsweisen des Publikums. Denn Frames können akzeptiert oder abgelehnt werden. Differenti-

elle Analysen zeigen, welche Rahmenbedingungen Unterschiede bei Framingeffekten wirken. Individu-

elle Rezeption ist gesteuert und nicht wie bei Agenda-Setting vorausgesetzt. Der kausale Effekt der 

Treatments ist aufgrund randomisierter Gruppen relativ sicher. Vorteilen stehen Nachteile gegenüber. 

Kritisiert wird, dass bei einmaligen Experimenten unklar bleibe, wie persistent die Einstellungsän-

derung ist (Schemer 2014). Die Nachhaltigkeit der erzielten Effekte dürfte jedoch vom Thema bzw. 

Politikfeld abhängen. Bei singulären politischen Entscheidungen und Ereignissen, die rasch aus den 

Medien verschwinden, ist die Dauer der Effekte gering (deVreese 2004; Schmidt-Catran, Czymara 

2019). Debatten um Sozialpolitik charakterisiert aber, dass Argumente wiederholt werden und be-

stimmte Deutungsmuster immer wiederkehren. Dazu zählen etwa der „durch Arbeit verdiente Zugang 
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zu Sozialleistungen“ oder unverschuldete Bedürftigkeit durch Krisen, Kinder- oder Altersarmut. Auch 

sind die materielle Lage oder bedrohte Arbeitsplätze für viele BürgerInnen dauerhaft bedeutsam. Dis-

krepanzen der Einkommens- und Vermögensverteilung und was Politik dagegen tut, sind „Hingucker“. 

Reformen benötigt oft viel Zeit, was Probleme öffentlich präsent hält. 

Politische Akteure wiederholen bestimmte Rahmen, um Agenda-Setting bei RezipientInnen zu 

erzielen. Sie beziehen sich auf normative Argumente, die Signalwirkung haben und stärker als Detail-

informationen überzeugen (Kangas et al. 2013; Dallinger 2019). Dieses Paper verwendet daher ideal-

typische Rahmen aus der Debatte um Ungleichheit und korrigierender Sozialpolitik, die in der politi-

schen Kommunikation gängig sind: Schaden für Wirtschaft und Arbeitsplätze sowie sozialer Zusam-

menhalt. Beiden geht es um Benennungsmacht (Bourdieu 1985) und um politischen Einfluss und 

Durchsetzbarkeit, die Akteure hoffen durch crafted talk zu erreichen (Jacobs, Shapiro 2000). Diese 

Rahmen sind zwar nicht kontinuierlich medial präsent, aber in Reformdebatten und Gesetzgebungs-

verfahren durchaus. Da sie idealtypisch sind, variieren die konkreten Formulierungen. 

Komplementär zur Medienöffentlichkeit, in der diverse Kräfte um Benennungsmacht ringen, stütze 

ich mich auf das Konzept der public opinion von Zaller (1992). Danach sind Präferenzen für mediale 

Rahmung offen, da Einschätzungen gegenüber policy issues vorläufig sind. Politische Kommunikation 

aktiviert Argumente, Werte oder Fakten; Medien machen sie verfügbar für das Publikum: Was sie 

aktuell präsentieren, fließt leichter in individuelle Präferenzformation ein. Medien steigern die Zugäng-

lichkeit für bestimmter Themen (Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Flüchtlinge), so dass diese eher in die 

Präferenzformation einfließen. Daher ist politische Kommunikation der Ort, den politische Akteure 

und Interessenverbände für ihre Anliegen nutzen, um eigene Problemdeutungen und -lösungen in 

Umlauf zu bringen. Dennoch ist mediale Rahmung keine Indoktrination. Nicht alle Rahmen kommen 

an, teils werden sie abgelehnt oder greifen nur bei spezifischen Bedingungen. Zudem wirken dauer-

hafte ideologische Dispositionen, die – treffen sie mit konkordanten Frames zusammen – Verstär-

kungseffekte erzielen. Wie gut Gruppen mit gegenteiligen ideologischen Dispositionen durch dis-

kordante Frames erreicht werden, ist ungeklärt (Bail et al. 2018; Kootstra, Roosma 2008). 

2.2 Hypothesen 

Wenn Medien Ungleichheit öfter thematisieren, wird das Thema für das Publikum leichter verfügbar. 

Eine erste Hypothese prüft, ob man Ungleichheit primen und so die subjektive Agenda der BürgerIn-

nen beeinflussen kann. Wenn man Ungleichheit aktualisiert, irritiert dies die „Illusion der Mitte-

Zugehörigkeit“ und lässt die Selbsteinstufung breiter streuen. Intensive mediale Berichterstattung 

wirkt unterschiedlich: Menschen aus Haushalten mit guter Ressourcenausstattung wird ihre günstige 

Soziallage bewusst und sie senken die Unterstützung für Umverteilung; einkommensschwächeren 

Haushalten werden sich ihres niedrigen Sozialstatus bewusst und die Nachfrage nach Umverteilung 

steigt. 

Die zweite Hypothese testet eine Rahmung, die die Wirtschaft als Ort der Wohlfahrtsproduktion 

und Anbieter von Arbeitsplätzen betont, der Umverteilung nur schadet. Wenn dieser Rahmen akzep-

tiert wird, sinkt die Nachfrage nach umverteilender Politik. 

Die dritte Hypothese prüft einen Frame, der den Wert gesellschaftlichen Zusammenhalts verfügbar 

macht. Zusammenhalt als gesellschaftliche Ressource aktiviert Erwägungen zum notwendigen „Kitt“ 

einer Gesellschaft und verweist im Subtext darauf, dass alleinige Rücksicht auf die Wirtschaft der 

Gesellschaft schade. Personen, die sich vom Wert des Zusammenhalts ansprechen lassen, sollten 

mehr Umverteilung unterstützen. 
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3 Methoden und Daten 

Die Experimente waren Teil eines 2019 durchgeführten Online Surveys. Befragte rekrutierten sich aus 

dem online Access Panel von YouGov. Eine Quotierung vermied Abweichungen der Teilnehmenden 

bei soziodemografischen Merkmalen von der Verteilung in der Bevölkerung (Alter, Geschlecht, höchs-

ter Bildungsabschluss, Haushaltseinkommen). Insgesamt 2097 Befragte verteilten sich auf drei Treat-

ments und eine Kontrollgruppe, so dass jede Gruppe aus ungefähr 525 Teilnehmenden besteht. 

Ein Experiment versucht zu primen, also unbewusst zu beeinflussen. Es hebt die gängige Platzie-

rung in der gesellschaftlichen Sozialhierarchie nach den Kriterien Einkommen und Bildung hervor und 

versucht so Differenzen salient zu machen. Dies soll die übliche Selbsteinstufung in der Mitte der Ge-

sellschaft irritieren und den Effekt von Medienberichten nachbilden. Dazu wird die bekannte Skala zur 

Selbsteinstufung in der Sozialhierarchie (Payne 2017) ergänzt und die Enden der Skala beschriftet mit 

„geringe berufliche Qualifikation und Einkommen“ und „hohe berufliche Qualifikation und Einkom-

men“. Diese Ergänzungen sollen – ähnlich wie Medienberichte – aktivieren, dass Einkommen und Bil-

dung den Sozialstatus bestimmen. 

Das zweite Treatment bietet Teilnehmenden die Aussage, dass hohe Sozialleistungen die Wirtschaft 

überlasten und Arbeitsplätze gefährden: „In den vergangenen Jahren berichteten die Medien über 

wachsende Einkommensungleichheit in Deutschland, aber auch über Nachteile, die mehr Sozialaus-

gaben für Wirtschaft und Arbeitsplätze haben. In wieweit stimmen Sie zu, dass ...“ [Text abhängige 

Variable]. 

Das dritte Treatment aktiviert das Argument eines gefährdeten gesellschaftlichen Zusammenhalts: 

„Medien berichten, dass wachsende Einkommensungleichheit in Deutschland dem gesellschaftlichen 

Zusammenhalt schadet. In wieweit stimmen Sie daher zu, dass ...“ [Text abhängige Variable]. 

Um Effekte der Experimente zu messen, nutze ich das Item „Der Staat sollte Maßnahmen ergreifen, 

um die Einkommensunterschiede zu verringern“. Die verwendete Likert-Skala wird so codiert, dass 

höhere Werte stärkere Zustimmung abbilden. 

4 Resultate 

Welche Reaktionen erzielen Rahmen aus dem Ungleichheitsdiskurs, wie sehr ändern sie die Einstel-

lungen zu staatlicher Umverteilung? Mit Abbildung 1, die Mittelwerte für die Kontroll- und Treatment-

gruppen und die Standardabweichungen zeigt, werden zunächst durchschnittliche Effekte dargestellt. 

Der Wirtschaftsframe erzielt einen höchst signifikanten negativen Effekt. Im Vergleich zu anderen 

Treatments ist er am stärksten. Das Aktivieren wegfallender Arbeitsplätze senkt die durchschnittliche 

Nachfrage nach Umverteilung im Vergleich zur Kontrollgruppe um .431*** und bewegt den Mittelwert 

zu einem Skalenwert von 3.4, was Unentschiedenheit ausdrückt. Die in den Medien durch manche 

Parteien und Interessengruppen betonten Arbeitsplatzrisiken, die eine Überfrachtung der Wirtschaft 

mit Steuern und Sozialabgaben erzeugen, hegten Umverteilungswünsche effektiv ein. 
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Durchschnitt und Konfidenzintervall. Eigenes Online Survey 2019. 

Abbildung 1: Durchschnittliche Treatment-Effekte der Experimente 

Der Rahmen, der den durch Ungleichheit bedrohten sozialen Zusammenhalt „verfügbar macht“, bleibt 

insignifikant. Gerade das insignifikante Resultat ist relevant, zeigt es doch, dass Erinnern an Zusam-

menhalt politische Nachfrage nach Umverteilung keineswegs fördert. Das Narrativ gesellschaftlichen 

Zusammenhalts erzeugt keine positive Resonanz in den Köpfen der BürgerInnen, zumindest nicht in 

Zusammenhang mit staatlicher Umverteilung. Die differentielle Analyse wird zeigen, ob dies für 

bestimmte soziale Gruppen gilt, was momentan die Betrachtung der Durchschnittswerte noch mas-

kiert. Durch das Priming-Experiment, das den eigenen Sozialstatus bewusster machen will, sinkt die 

politische Unterstützung für Umverteilung unter den Wert der Kontrollgruppe. Da wir aber in unter-

schiedlichen Soziallagen verschiedene Effekte erwarten, geben erst die differentiellen Effekte wirklich 

Aufschluss. 

Die differentielle Treatmentanalyse gibt Einblick in umverteilungspolitische Präferenzen und Reak-

tionen bestimmter sozio-ökonomischer Gruppen. Generell gilt: Je höher das Einkommen, desto weni-

ger Umverteilung wird unterstützt (siehe Abb. 2). Auf das Priming sollte, so die Hypothese, untere und 

obere Einkommensgruppen unterschiedlich reagieren. Durch salient gemachte Statuskriterien sollten 

Befragte beider Gruppen abgehalten werden, sich spontan der Mittelschicht zuzuordnen. Ihre Nach-

frage nach redistributiver Politik sollte klarer polarisiert sein. Das Priming hat jedoch keine signifikan-

ten Effekte; die Werte der einzelnen Einkommensschichten differieren kaum von der Kontrollgruppe. 

Das Instrument ist offenbar ungeeignet, um den erwarteten Effekt der leichteren Verfügbarkeit des 

Themas Ungleichheit durch Medienberichte nachzubauen. 
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Mittelwerte mit Konfidenzintervall. Eigenes Online Survey 2019. 

Abbildung 2: Differentielle Treatmenteffekte nach Netto-Haushaltseinkommen 

Der Frame zum Schaden für Wirtschaft und Arbeitsplätze erzielt in allen Einkommensschichten einen 

deutlich negativen Effekt. Insbesondere BezieherInnen von Einkommen unter 2000 Euro werden von 

drohendem Arbeitsplatzverlust erreicht, während in der wohlhabendsten Gruppe die Werte für Kon-

troll- und Treatmentgruppe nicht differieren. Gibt es für den Frame, der sozialen Zusammenhalt mobi-

lisiert, um politische Unterstützung für Redistribution zu erzielen, nach Einkommensgruppen differie-

rende Effekte? Eher nicht. Aktivieren von sozialem Zusammenhalt steigert in keiner Einkommensgrup-

pe die Unterstützung; in wohlhabenden Haushalten sinkt sie noch einmal etwas. Aber auch in der 

untersten Einkommensgruppe vermag der Frame Unterstützung für Umverteilung nicht zu steigern. 

Die in Abbildung 2 gezeigten Effekten sind nur Trends, da die Interaktionen insignifikant sind. 

Ob Korrekturen wirtschaftlicher Ungleichheit erwünscht sind, ist vor allem eine Frage der politi-

schen Ideologie. Nach den in Abbildung 3 gezeigten Resultaten ist die Kontrollgruppe wenig nach ideo-

logischen „Lagern“ polarisiert: Die politische Mitte weist ebenso hohe Umverteilungswünsche auf wie 

sich Links einstufende Teilnehmer. Konservative Befragte stützen Umverteilung weniger. Interessant 

ist aber, dass Treatments besonders die politische Mitte erreichen und hier politische Nachfrage redu-

zieren. Das gilt nicht für das auch sonst ineffektive Priming-Experiment. Aber beide Framing-

Experimenten erweisen die Erreichbarkeit der ideologischen Mitte und der Konservativen. Bei Letzte-

ren kommt besonders an, dass Wirtschaft und Arbeitsplätze beschädigt würden. Aber auch jene, die 

sich Links einordnen, reagieren auf den Wirtschaftsframe mit sinkender Nachfrage nach Umvertei-

lung. Ebenso ist in der politischen Mitte und rechts davon gesellschaftlicher Zusammenhalt offenbar 

kein positives Narrativ. Es erzeugt eher Absetzbewegungen und die Unterstützung für Umverteilung 

sinkt. Wer sich also nicht bereits im linken Spektrum orientiert, reagiert auf das hier experimentell 

verfügbar gemachte Narrativ vom sozialen Zusammenhalt eher „allergisch“. Die verankerte eigene 

politische Ideologie und aktuelle Frames verstärken sich. 
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5 Fazit 

Ausgehend von neueren Debatten um perzipierte Ungleichheit und deren Folgen, untersuchte der 

Beitrag, wie in den Medien präsente Rahmen zu Ungleichheit und redistributiver Politik die Nachfrage 

nach Umverteilung beeinflussen. Können Medien und die um Benennungsmacht über die „richtige 

Politik“ gegen Einkommensdiskrepanzen ringenden Eliten (Regierung, Parteien, Interessenverbände 

der Wirtschaft, Freie Wohlfahrtsverbände, NGO’s) verteilungspolitische Präferenzen beeinflussen, in-

dem sie framen? 

Die Resultate zeigen starke Effekte des Wirtschaftsframes, der Umverteilungswünsche signifikant 

sinken lässt. Alle sozio-ökonomischen Gruppen, selbst die, die aufgrund von Eigeninteresse Umvertei-

lung bejahen sollten, nehmen diese zurück, wenn Nachteile für Arbeitsplätze verfügbar gemacht wer-

den. Hervorzuheben ist zudem, dass ideologisch in der Mitte und weiter rechts platzierte Befragte am 

deutlichsten auf den Wirtschaftsframes reagieren. Konservative erhalten ideologisch konkordante 

Bestärkung, die Mitte ist aufgrund ihrer geringen ideologischen Festlegung ansprechbar. Der Rahmen 

zu sozialer Kohäsion bleibt im Durchschnitt insignifikant. Befragte mit geringen Einkommen bleiben 

zumindest stabil, aber in anderen Einkommensgruppen hat gesellschaftlicher Zusammenhalt im Ge-

genteil negative Überzeugungskraft. Das gilt ebenso für die Moderation durch politische Ideologien. 

Nur bei linker Selbsteinstufung hat Zusammenhalt keinen negativen Ausschlag. Das Priming-

Experiment funktionierte nicht wie erwartet. Der Effekt häufiger Medienpräsenz des Themas Un-

gleichheit lässt sich nicht durch eine realistische eigene Selbsteinstufung nachempfinden. 

Framing greift teilweise und nicht immer wie erwartet, es stellt also keine Indoktrination dar. 

Frames sind Angebote, zu denen Befragte auch kritisch auf Distanz gehen. Differentielle Treatment-

effekte geben Einblick in verteilungspolitische Einstellungen verschiedener sozialer Gruppen, ein klarer 

Vorteil des Framing- vor dem Agenda-setting Ansatz. Weitere Forschung zur Wirkung der Medien auf 

die Ungleichheitsperzeption und die Wahrnehmung politischer Programme ist wichtig, da Medien 

„Bilder von der Welt“ (Lippman 1922) liefern. Forschung zu welfare attitudes und politischer Kommuni-

kation stärker zu verbinden, ergibt neue Perspektiven. 
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